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Der internationale Wettlauf um die Metalle

Das Bild vieler Landstriche in Südostasien: Große Abbauflächen reißen Löcher in die Natur, wie hier
eine Zinn-Mine auf der Insel Bangka in Indonesien. © The Extractive Industries Transparency
Initiative, CC BY-SA 2.0

Südostasien/Europa: Für die europäische Energie- und Mobilitätswende werden Rohstoffe aus
Südostasien benötigt. Abbau und Handel produzieren Menschenrechtsverletzungen, Umweltschäden
und ein riesiges Machtungleichgewicht.

Sie sind die versteckten Held*innen unseres Alltags: Metalle. Kaum jemand registriert, dass wir vom
Wecker über den Duschkopf, von der Kaffeemaschine bis zum Smartphone, vom Stromkabel bis zum
Grundgerüst unserer Gebäude jeden Tag massenhaft Metalle und Minerale nutzen. Allein 2019
importierte Deutschland eine halbe Million Tonnen Erze pro Einwohner*in. Was wir ebenfalls nicht
sehen: der Abbau von diesen Rohstoffen ist oft eine Tragödie.



Menschenrechtsverletzungen (Morde, Vertreibung, Gesundheitsgefährdung, Verlust von
Lebensgrundlagen), Umweltzerstörung (Wasserverschmutzung, Abholzung, Emissionen) und
Verletzung von Arbeitsrechten finden selten den Weg in die Berichterstattung. Wir nehmen sie hin,
als gehörten sie unabänderlich dazu. Der Arbeitskreis Rohstoffe, ein zivilgesellschaftliches Netzwerk
aus Menschenrechts-, Umwelt- und Entwicklungsorganisationen, fordert ein Umdenken, eine
Rohstoffwende. Diese beinhaltet die Reduktion des hiesigen, absoluten Rohstoffverbrauchs, aber
auch gesetzlich verankerte Pflichten, Menschenrechte und Umwelt zu schützen.

Bergbau in den Philippinen – nicht nur die Transparenz der Zahlungsströme ist eine
Herausforderung, sondern auch die massiven Menschenrechtsverletzungen © Michael Reckordt

Bis 2060 wird eine Verdoppelung des jährlichen
Metallverbrauchs prognostiziert
Der Druck, eine Rohstoffwende zu initiieren, nimmt zu. Viele Expert*innen gehen davon aus, dass
sich der Ge- bzw. Verbrauch von Metallen in den nächsten Jahren deutlich erhöhen wird. Das
Ressourcenpanel der UN-Umweltbehörde UNEP prognostiziert eine Verdoppelung des jährlichen
Verbrauchs an Metallen bis zum Jahr 2060. Elektromobilität, erneuerbare Energien und
Digitalisierung sowie ‚grüne Technologien’ seien die Treiber für ein starkes Ansteigen des
Verbrauchs von Metallen und Mineralien, so benennen es der Bundesverband der deutschen
Industrie, das deutsche Wirtschaftsministerium und die Europäische Kommission unisono. Sie
rechtfertigen damit, dass die Versorgungssicherheit mit diesen Metallen für den Wirtschaftsstandort
Deutschland (beziehungsweise Europa) gesichert werden müsse, da ein großer Umbau bevorstünde.

Dabei hat sich schon in den letzten fünfzig Jahren unser Verbrauch von Ressourcen verdreifacht.
Besonders die deutsche Industriestruktur mit der Produktion (und dem Export) von schweren Autos,
Maschinen, Chemie und Elektronik sorgt schon heute für einen im globalen Vergleich ungerecht
hohen Rohstoffverbrauch. Deutschland importiert 99,7 Prozent der hierzulande verarbeiteten und

https://ak-rohstoffe.de/


aus Bergbau stammenden Metalle und Mineralien aus dem Ausland, viele aus Ländern des globalen
Südens. Damit ‚lagern’ wir eine Vielzahl an ökologischen und sozialen Auswirkungen ‚aus’.

Eine Vielzahl an Menschenrechtsverletzungen geht mit
Bergbau einher
Für das Platin in unseren Katalysatoren wurden im August 2012 34 streikende Bergarbeiter in
Marikana (Südafrika) erschossen. Für das Kupfer in unseren Kabeln wurden im Jahr 2014 in der
Provinz Sonora (Mexiko) 381 Menschen vergiftet. Für den Stahl in unseren Autos ließen mehr als
250 Personen im Januar 2019 nach einem Bruch eines Rückhaltebeckens in Brumadinho (Brasilien)
ihr Leben. Für das Aluminium in unseren Autos wurden im Frühjahr 2020 105 Haushalte in der
Provinz Boké (Guinea) umgesiedelt, auf eine nicht sanierte Fläche ohne ausreichenden Zugang zu
Wasser, Agrarflächen und Einkommensmöglichkeiten. Diese Beispiele stehen sinnbildlich für die
Vielzahl an Ungerechtigkeiten und Menschenrechtsverletzungen im internationalen Bergbau, die in
diesen Fällen entlang der internationalen Lieferketten jeweils bis nach Deutschland zurückverfolgt
werden konnten.

Immerhin hat die Elektromobilität einen Raum für Debatten um die Herkunft der Rohstoffe
ermöglicht. Viele Medien berichten über Lithium und die damit verbundene Wasserknappheit in
Lateinamerika. Auch die Zerstörung von einmaligen Ökosystemen in der Andenregion ist Thema.
Schon 2016 hat Amnesty International auf die Verbindung zwischen Kobaltabbau und Kinderarbeit
in der Demokratischen Republik Kongo hingewiesen. Beide Rohstoffe spielen eine wichtige Rolle in
den Batterien der zukünftigen Elektromobilität. Doch ignoriert wird von
Elektromobilitätskritiker*innen, dass schon für Diesel- und Benzin-Autos 75 Prozent des Bleis, 40
Prozent des Platins, 37 Prozent des Zinks, 26 Prozent des Stahls und neun Prozent des Kupfers der
deutschen Rohstoffimporte in den deutschen Automobilsektor gehen.

Widerstand kann gefährlich sein. Dennoch lehnen viele Menschen, wie hier an der Didipio Mine in
den Philippinen, die Ressourcenausbeutung ab. © Michael Reckordt



Eine Mobilitätswende muss eine Rohstoffwende mitdenken
Auch die Gewinnung und der Transport von Erdöl sorgen immer wieder für gigantische
Umweltzerstörung. Es sei nur an Deepwater Horizon oder die Exxon Valdez erinnert. In einer
Auseinandersetzung mit den Nachteilen der Elektromobilität müssten wir viel stärker über die
Anzahl zugelassener Autos (knapp 50 Millionen in Deutschland, Stand 1. Januar 2021), über deren
Größe und Gewicht (im Durchschnitt mittlerweile mehr als 1,5 Tonnen) diskutieren. Eine
Mobilitätswende darf keine reine Antriebswende sein, sie muss eine Rohstoffwende mitdenken.

Eine geringere Rolle in der deutschen und europäischen Rohstoffpolitik sowie in der öffentlichen
Debatte darüber spielen bislang die Länder Südostasiens. Dabei kommen mehr als 43 Prozent der
globalen Nickelproduktion aus Indonesien und den Philippinen; mehr als 40 Prozent der globalen
Zinnproduktion aus Indonesien, Myanmar, Vietnam, Malaysia und Laos und 13 Prozent der Seltenen
Erden stammen aus Myanmar, Thailand und Vietnam. Zudem entfallen sieben Prozent der globalen
Bauxitproduktion auf Indonesien, Vietnam und Malaysia; gut fünf Prozent der globalen
Wolframproduktion kommen aus Vietnam und immerhin gut drei Prozent der globalen
Kobaltproduktion aus den Philippinen. Gerade die Philippinen könnten in den nächsten Jahren einen
großen Bedeutungsgewinn erfahren, da 100 (!) neue Bergbauprojekte im Land angeschoben werden
sollen, wie die Regierung Duterte verlautbarte.

Die Gewinnung von Nickel zerstört die Lebensgrundlage
vieler Menschen
Mit diesem Bedeutungsgewinn könnten auch die sozialen Auswirkungen wieder stärker in den Fokus
rücken. So zerstört die Nickelgewinnung – einer der momentan vier bedeutenden Rohstoffe für die
Elektromobilität – in den Philippinen die Lebensgrundlage von Bäuer*innen, Fischerfamilien und
Aquakulturen-Besitzer*innen. Zudem sind unter Duterte die Philippinen laut Global Witness Report
eines der zwei gefährlichsten Länder für Umweltschützer*innen.

In Indonesien zerstört die legale (!) Entsorgung von giftigem Bergbauabraum ins Meer die
Lebensgrundlage von Fischerfamilien sowie wichtige Korallenriffe. Bei der Weiterverarbeitung
werden zudem Arbeiter*innen gefährdet, wie unter anderem Rettet den Regenwald (E-Autos von
Tesla: Gigafabriken brauchen Gigaminen) und die Rosa-Luxemburg-Stiftung (Nickel Study De.indd)
berichten.

https://www.globalwitness.org/en/campaigns/environmental-activists/defending-tomorrow/
https://www.regenwald.org/news/9884/e-autos-von-tesla-gigafabriken-brauchen-gigaminen
https://www.regenwald.org/news/9884/e-autos-von-tesla-gigafabriken-brauchen-gigaminen
https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/Studien/strasse-des-verderbens.pdf


Vom Bergbau betroffene Menschen stellen sich gegen den Ausverkauf der Natur und schaffen
Alternativen © Michael Reckordt

Die EU bangt um die Versorgungssicherheit ihrer Industrie
Derweil klagt die EU vor der Welthandelsorganisation gegen Indonesien, da der Inselstaat den
Export von unverarbeiteten Erzen verboten hat. Dieses Exportverbot wird dadurch begründet, dass
man die Wertschöpfung im Land verlängern und Arbeitsplätze schaffen will. Die EU sieht dies als
Wettbewerbsverzerrung und bangt um die Versorgungssicherheit ihrer Industrie. In einem
Freihandelsabkommen mit Vietnam hatte die EU im Jahr 2020 Klauseln hineindiktiert, die diese Art
von Unterstützung für eine heimische Industrie verbieten. Während Exporthemmnisse in
Handelsverträgen in der Regel verboten werden, sind Kapitel zur Achtung von Menschenrechten
und Einhaltung von Umwelt- und Sozialstandards weit weniger verbindlich und
Unternehmensverstöße nicht sanktionierbar.

In den Philippinen haben sich vom Bergbau Betroffene, regionale und nationale Organisationen vor
gut anderthalb Jahrzehnten zusammengetan und ein Alternatives Gesetz zum Umgang mit
mineralischen Rohstoffen entwickelt (Alternative Mineral Management Bill). Der Gesetzesentwurf
sieht unter anderem eine Demokratisierung der Vergabeentscheidungen von Konzessionen, eine
gesamtgesellschaftliche Diskussion über die Verwendung von Rohstoffen für eine Industrialisierung
sowie Einschränkungen für Bergbaukonzerne im Vergleich zum investorenfreundlichen Mining Act
von 1995 vor.

Doch genauso wichtig ist ein Wandel in Deutschland und Europa. Es braucht einen
Paradigmenwechsel in der Rohstoffpolitik: zum einen kann es kein weiteres Wachstum des
Rohstoffverbrauchs geben. Ähnlich wie vom Umweltausschuss des Europaparlaments gefordert,
braucht es eine absolute Reduktion des Verbrauchs von Rohstoffen in Deutschland, vor allem von
primärbergbaulich gewonnenen Rohstoffen. Das beinhaltet den Ausbau des Recyclings von
Produkten, die Metall enthalten, sowie eine höhere Langlebigkeit, Reparierbarkeit und
umweltfreundliches und ressourcenleichtes Design von Produkten allgemein.



Die Bundesregierung sollte, ähnlich der niederländischen Kreislaufwirtschaftsstrategie, verbindliche
Ziele zur Reduktion des Verbrauchs von metallischen und mineralischen Rohstoffen verkünden. Die
Niederlande wollen bis zum Jahr 2050 eine umfassende Kreislaufwirtschaft schaffen und als
Zwischenziel ihren Rohstoffverbrauch bis zum Jahr 2030 (im Vergleich zu 2016) um 50 Prozent
reduzieren. Das deutsche Umweltbundesamt hat in seiner RESCUE-Studie schon 2019 Wege
aufgezeigt, wie zum Beispiel der gesamte Ressourcenverbrauch bis zum Jahr 2050 um 70 Prozent
reduziert werden könnte.

Deutsche Unternehmen müssen zur menschenrechtlichen
Sorgfalt verpflichtet werden
Zum anderen bedeutet eine Rohstoffwende, dass die Primärrohstoffe, die wir in Zukunft benötigen,
unter den menschenrechtlich, sozialen und ökologisch besten Abbaubedingungen gewonnen werden.
Die deutsche Bundesregierung sowie die EU müssen daher die heimischen Unternehmen zur
menschenrechtlichen Sorgfalt verpflichten. Das Lieferkettengesetz ist ein erster Schritt in diese
Richtung. Wichtig ist, dass die gesamte Lieferkette umfasst wird. Nachholbedarf hat das deutsche
Gesetz bei der Frage des Zugangs zu Gerichten für Betroffene von Menschenrechtsverletzungen.

Eine Rohstoffwende muss an vielen weiteren Stellen greifen. Unfaire Handelsabkommen müssen
gestoppt/geändert werden. Entwicklungszusammenarbeit darf nicht an wirtschaftliche Interessen,
wie den Export von Rohstoffen, gekoppelt sein. Wir brauchen ökologische Sorgfaltspflichten, die
neben Biodiversität, Wasser und Wäldern auch die Gesundheit der Menschen schützen.
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